
 

 

 

 

Fragen zum Bundestagswahlprogramm 

 

Tankstellen sind kleine mittelständische Unternehmen. Änderungen von Gesetzen, Verord-

nungen und Durchführungsanweisungen haben direkt Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit 

des Betriebes. Unsere Mitglieder sind deshalb an den von Ihrer Partei für die kommende Le-

gislaturperiode vorgesehenen Maßnahmen und Zielen in der Mittelstandspolitik interessiert.  

 
Insbesondere folgende Fragen sind für unsere Mitglieder von Bedeutung: 
 

1. Mittelstand 

 

1.1. Arbeitsmarkt 

Von besonderer Bedeutung für die Betreiber von Tankstellen sind Maßnahmen im Be-

reich der Arbeitsmarktpolitik, da diese direkt Einfluss auf die Möglichkeiten der Beschäf-

tigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern haben. Wie in vielen anderen mittel-

ständischen Betrieben auch, stellen die Personalkosten darüber hinaus die größte Kos-

tenposition für einen Tankstellenunternehmer dar. Die von den Mineralölgesellschaften 

für die Betreiber ihrer Tankstellen vorgesehenen Personalkostenbudgets nehmen dabei, 

vor allen Dingen bei unterjährigen Änderungen, keine Rücksicht auf Kostensteigerungen 

durch solche gesetzgeberischen Maßnahmen. Die Folge ist damit ein direkter Einkom-

mensverlust des Tankstellenunternehmers. 

 

Tankstellenbetreiber beschäftigen, je nach Größe der Tankstelle, bis zu 50 Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer pro Tankstelle. An Tankstellen werden dabei häufig soge-

nannte „geringfügig Beschäftigte“ und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Teilzeit tätig. 

Damit erfüllen Tankstellen eine wichtige Funktion für solche Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer, die entweder neben einer anderen Tätigkeit einen Hinzuverdienst benötigen 

oder die flexibel in Teilzeit arbeiten wollen, weil sie noch andere Aufgaben, zum Beispiel 

im familiären Bereich wahrzunehmen haben. 
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Welche arbeitsmarktpolitischen Vorhaben planen Sie für die nächste Legislaturperiode 

des Deutschen Bundestages? 

 

 

 

 

 

 Mindestlohn 

o Planen Sie die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns?  

Ja              Nein          

Wenn ja, wie hoch soll der Mindestlohn Ihrer Auffassung nach sein? 

 

 

 

 

o Planen Sie eine Änderung der Dokumentationspflichten, wie sie sich 

heute aus dem Mindestlohngesetz ergeben?  

Ja                       Nein                      

 

Insbesondere: 

 Sollen Vereinfachungen beispielsweise für Arbeitgeber bis zu ei-

ner bestimmten Betriebsgröße eingeführt werden? 

 

 

 

 Werden weitere Ausnahmen für bestimmte Personengruppen ein-

geführt? 

 

 

 

 Planen Sie sonstige Änderungen im Bereich der Dokumentations-

pflichten? 
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 Teilzeit und Befristung 

o Halten Sie Änderungen im Befristungsrecht, insbesondere bei der Mög-

lichkeit Befristungen ohne einen konkreten Sachgrund vorzunehmen, für 

erforderlich? 

Ja                   Nein                   

 Wenn ja, wie sollen die Änderungen konkret ausgestaltet werden? 

 

 

 

o Welche Änderungen halten sie im Bereich der Teilzeitbeschäftigung für 

notwendig?  

 

 

 

 

Insbesondere: 

 Wollen Sie ein Recht zur Rückkehr in eine Vollzeitbeschäftigung 

einführen?  Ja         Nein            

Wenn ja, unter welchen Bedingungen, vor allen Dingen ab welcher 

Betriebsgröße soll dieses neue Recht gelten? 

 

 

 

 Soll ein mehrfacher Wechsel des Umfangs der Arbeitszeit durch 

den Arbeitnehmer beansprucht werden können?  

Ja                 Nein                  

Wenn ja, in welchem zeitlichen Abstand soll ein solcher Wechsel 

möglich sein? 

 

 

 

 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 

o Planen Sie eine Anhebung der heute für die Vergütung von geringfügig 

Beschäftigten geltenden Höchstbeträge?  

Ja                   Nein                   

Wenn ja, in welchem Umfang? 
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o Soll eine größere Flexibilisierung für den zeitlichen Einsatz von geringfü-

gig Beschäftigten ermöglicht werden, beispielsweise für Fälle der Ur-

laubsvertretung, Krankheitsvertretung oder ähnlichem? 

 

 

 

 Können Sie sich beispielsweise ein Jahresarbeitszeitkonto für 

geringfügig Beschäftigte vorstellen? 

 

 

 

 Beschäftigung von Asylbewerbern und/oder sonstigen nur befristet Aufenthalts-

berechtigten: 

o Planen Sie Sonderregelungen, damit noch nicht anerkannte Asylbewer-

ber oder sonstige Ausländer mit befristeten Bleibeberechtigungen einfa-

cher als bisher beschäftigt werden können? 

 

 

 

 

 

1.2. Erbschaftssteuer 

Eine Vielzahl von Tankstellen wird als Familienunternehmen geführt. Häufig steht in die-

sen Fällen das Grundstück, auf dem die Tankstelle errichtet wurde, im Eigentum der 

Familie. Zum Betrieb der Tankstelle ist dieses Grundstück an eine Mineralölgesellschaft 

verpachtet worden, die ihrerseits mit einem eigenen Vertrag den Betrieb der Tankstelle 

an die Grundstückseigentümer überträgt. 

 

Erbschaftssteuerliche Fragen sind deshalb für den Fortbestand des Familienunterneh-

mens von existenzieller Bedeutung. 

 

 Soll es nach ihrer Auffassung bei den Regelungen der im letzten Jahr beschlos-

senen Erbschaftssteuerreform verbleiben?  

Ja                         Nein                       

Wenn nein, welche Änderungen planen Sie? 
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1.3. Überprüfung von bürokratischen Aufgaben 

Die Betreiber von Tankstellen unterliegen einer Vielzahl von bürokratischen Auflagen für 

deren Erfüllung ein hoher Kosten – und Zeitaufwand notwendig ist. 

 

 Welche Möglichkeiten sehen Sie für die Entlastung des Mittelstands?  

 

 

 

Sollen gesetzliche Regeln z.B. in bestimmten Zeitabständen auf ihre Notwen-

digkeit hin überprüft werden? 

 

 

 

 
2. Tankstellenbranche 

 

2.1. Umgang mit Bargeld/neue Regeln zur Führung einer Bargeldkasse (GoBD) 

Trotz einer fortschreitenden Abnahme von Bargeldgeschäften an Tankstellen haben die 

Nutzung und der Umgang mit Bargeld weiterhin eine erhebliche Bedeutung für die Be-

treiber von Tankstellen. Nicht zuletzt durch die neu eingeführten Regelungen zu den 

„Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Auf-

zeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff GoBD)“ 

sind Tankstellenbetreibern weitere Aufgaben auferlegt worden. 

 

 Viele Betreiber von Tankstellen sind nicht Eigentümer des an der Kasse ge-

nutzten Kastensystems. Das System wird vielmehr von der Mineralölgesell-

schaften zur Verfügung gestellt. Vertragspartner des Kassenherstellers ist da-

mit die Mineralölgesellschaft. Trotzdem obliegt es dem Tankstellenbetreiber die 

ordnungsgemäße Dokumentation über Veränderungen des Kassensystems 

(z.B. Updates) sicherzustellen. 
 

Können Sie sich der Forderung anschließen, dass die Regeln für den Umgang 

mit durch Dritte zur Verfügung gestellten Kassensystem dahingehend abgeän-

dert wird, dass die Dokumentationspflichten für das Kassensystem auf diese 

übertragen werden können? 
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 Halten Sie die Abschaffung von Bargeld mittel- oder langfristig für notwendig 

und wünschenswert? 

 

 

 

 

2.2. Verkauf von Tabakwaren 

Tankstellen gehören mittlerweile zu einem der wesentlichen Vertriebswege von Tabak-

waren. Der Verkauf von Tabakwaren ist für die Wirtschaftlichkeit einer Tankstelle von 

wesentlicher Bedeutung. 

 

 Die Werbung für Tabakprodukte ist in den letzten Jahren stark eingeschränkt 

worden. Planen Sie weitere Einschränkungen für die Werbung und den Verkauf 

von Tabakwaren? 

 

 

 

 Zurzeit ist umstritten, ob die Nutzung von sogenannten „Produktkarten“ (dabei 

handelt es sich um in einem Zigarettenverkaufsregal vor die zu verkaufenden 

Zigarettenpackung zu steckende Karten, auf der lediglich der Markenname 

sichtbar ist) zulässig ist. Die Produktkarten, die der Orientierung der Kunden 

und des Verkäufers dienen sollen verdecken in den Zigarettenregalen die auf 

den Packungen aufgedruckten „Schockbilder“. 
 

Halten Sie diese Beschränkung bei dem Verkauf von Tabakwaren für zulässig 

und notwendig? 

 

 

 

 

 

2.3. Alternative Energiearten 

Die Automobilbranche befindet sich im Wandel. Antriebsarten wie der Dieselmotor 

stehen zurzeit in der Kritik. Alternative Kraftstoffe wie z.B. Gas sollen demnächst 

ihre steuerliche Förderung verlieren. Elektroautos sollen hingegen eine größere Ver-

breitung erlangen. 
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 Sieht Ihr Wahlprogramm Änderungen im Umgang mit den genannten Energie-

arten vor? 

 

 

 

Insbesondere: 

o Können Sie sich generelle Nutzungsverbote für Fahrzeuge mit Verbren-

nungsverbote vorstellen?  Ja   Nein  

Wenn ja, 

 welche? 

 

 

 

 nur für bestimmte Regionen (z.B. Innenstadtbereiche) oder bun-

desweit? 

 

 

 

 Beabsichtigen Sie eine weitere Plakette, wie beispielsweise die 

„blaue Plakette“ einzuführen? 

 

 

 

 

o Wollen Sie bestimmte Antriebsarten beispielsweise durch steuerliche An-

reize fördern? 

 

 

 

o Wie stehen Sie zu Subventionen von Schnellladestationen z.B. an Tank-

stellen? 

 

 

 

o Wie stehen Sie zur Nutzung von Wasserstoff als Antriebsart? Können Sie 

sich die zusätzliche Förderung für Wasserstofftankstellen vorstellen? 

 

 


	Text1: Arbeit befindet sich im Wandel. Technologische Innovationen, digitale Vernetzung, unterschiedliche Lebensentwürfe, der Wunsch nach Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie eine wachsende Vielfalt der Beschäftigungsformen sind neue Herausforderungen – auch für die Politik. Wir passen die Rahmenbedingungen an, denn wir wollen Arbeit, die sich an den Bedürfnissen der Menschen ausrichtet und ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht. Dafür brauchen wir eine neue Partnerschaft auf dem Arbeitsmarkt. Wir sind überzeugt: Nur gemeinsam bringen wir unser Land voran! Bessere Arbeitsbedingungen nützen allen, nicht nur den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, sondern auch den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern. Wer gute Arbeit hat, ist zufrieden. Und wer zufrieden ist und ohne existenzielle Sorgen, kann sich intensiv auf die Arbeit konzentrieren.
Unser Ziel: unbefristete Arbeit – sozial abgesichert und nach Tarif bezahlt. Das muss für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wieder der Normalfall sein.
Männer und Frauen, die ihren Job verloren haben, sollen schnell wieder gute Arbeit finden. Wir werden die Menschen durch bessere Weiterbildungsmöglichkeiten unterstützen. Gleichzeitig schaffen wir mehr Sicherheit durch eine starke Arbeitslosenversicherung.

	Text2: Wir haben uns bei der Schaffung des gesetzlichen Mindestlohns dafür entschieden, die Festsetzung der Höhe des gesetzlichen Mindestlohns in die Hände der ständigen Mindestlohnkommission zu legen. Für die Entscheidung über die Anpassung des Mindestlohns prüft die Kommission in einer Gesamtabwägung, welche Höhe des Mindestlohns geeignet ist, zu einem angemessenen Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beizutragen, faire und funktionierende Wettbewerbsbedingungen zu ermöglichen und Beschäftigung nicht zu gefährden. Bei ihrer Empfehlung für eine Mindestlohnhöhe orientiert sich die Mindestlohnkommission nachlaufend an der Tarifentwicklung. Wir werden daher keine Mindestlohnhöhe benennen. 
	Text3: nein
	Text4: nein
	Text5: nein
	Text6: Wir wollen die sachgrundlose Befristung abschaffen, um insbesondere jungen Menschen Perspektiven und mehr Planbarkeit für ihr berufliches und privates Leben zu ermöglichen. Die Sachgründe für Befristungen werden wir einschränken und die Möglichkeit von Kettenbefristungen begrenzen.
	Text7: Wir wollen, in enger Abstimmung mit Gewerkschaften und Unternehmen, ein Wahlarbeitszeitgesetz auf den Weg bringen, in dem Rechtsansprüche der Beschäftigten, finanzielle Unterstützung in bestimmten Lebensphasen und Anreize für die Aushandlung betrieblicher Wahlarbeitskonzepte miteinander verzahnt sind. Ein wichtiger Baustein ist hierbei das Recht, nach einer Phase der freiwilligen Teilzeitarbeit auf die frühere Arbeitszeit zurückzukehren. Dabei soll für bereits bestehende Teilzeitarbeitsverhältnisse die Darlegungslast der Arbeitgeber im Teilzeit- und Befristungsgesetz erweitert werden und bestehende Nachteile für Teilzeitbeschäftigte beseitigt werden. Vor allem Frauen sind von der sogenannten Teilzeitfalle betroffen.
	Text8: Hierbei soll maximal der bereits im Teilzeit- und Befristungsgesetz bestehende Schwellenwert gelten. 
	Text9: Nach der Rückkehr zur ursprünglich vereinbarten Arbeitszeit sollte ein erneutes Verlangen auf zeitlich befristete Verringerung der Arbeitszeit grundsätzlich nur nach Ablauf einer einjährigen Frist möglich sein. 
	Text10: 
	Text11: Änderungen insbesondere am Arbeitszeitgesetz werden von uns abgelehnt. Das Arbeitszeitgesetz gewährt den  Beteiligten schon hinreichend flexible Gestaltungsspielräume. Eine Ausweitung wäre nicht zu vereinbaren mit dem Schutz der Beschäftigten vor gesundheitlichen Beeinträchtigungen. 
	Text12: Im Rahmen der bestehenden gesetzlichen Arbeitszeitregelungen ist natürlich auch bei geringfügig Beschäftigen ein Langzeitarbeitskonto denkbar und wir zum Teil auch praktiziert. Jahresarbeitszeitkonten werden von uns abgelehnt.
	Text13: Solche Regelungen sind von uns nicht geplant. 
	Text14: Wir wollen die Erbschaftssteuer verändern, allerdings werden die Fälle, in denen ein Grundstück an eine Mineralölgesellschaft verpachtet wird, davon in aller Regel nicht betroffen sein.
Wir werden nur sehr große Erbschaften höher besteuern, indem wir nicht gerechtfertigte Ausnahmen bei Unternehmenserbschaften in Millionenhöhe abschaffen. Das gilt nicht, wenn Arbeitsplätze erhalten werden und das Unternehmen fortgeführt wird, denn diese Fälle werden begünstigt bleiben. 

	Text15: Ganz konkret wollen wir Unternehmen weiter von unnötigen Statistik-, Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten befreien.
In unserem Wahlprogramm heißt es dazu: Unsere Gesellschaft braucht klare Regeln. Unnötige Bürokratie hingegen werden wir abschaffen. Unternehmen sollen sich auf ihr Kerngeschäft konzentrieren können und nicht auf das Ausfüllen von Formularen. Gerade kleine und mittlere Unternehmen sowie Selbstständige trifft unnötige Bürokratie besonders hart. Wir werden Unternehmen von Statistik-, Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten befreien. Ein gutes Beispiel für Bürokratieentlastung und Investitionserleichterung ist die von uns durchgesetzte Erhöhung der steuerlichen Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter. 
Die meisten Behördengänge sollen sich in Zukunft auch online erledigen lassen. Daher wollen wir für eine schnelle Umsetzung der Digitalisierung in der Verwaltung sorgen. Diese sorgt einerseits für mehr Benutzerfreundlichkeit für die Bürgerinnen und Bürger. Andererseits kann die Verwaltung selbst durch die Digitalisierung effizienter und fehlerfreier arbeiten. Eine moderne und effiziente Verwaltung wird möglichst viele Dienstleistungen aus einer Hand anbieten. Wir wollen, dass Nutzerinnen und Nutzer sich einfach und sicher mit einer Zugangsberechtigung für alle Verwaltungsdienstleistungen identifizieren können. Niemand soll seine Daten mehrfach übermitteln müssen. Den jeweiligen Bearbeitungsstand der Verwaltung sollen Antragsteller jederzeit nachvollziehen können.
	Text16: Ja, das wird ja bereits gemacht. Und außerdem haben wir die „one in – one out“ Regel eingeführt. Falls eine neue gesetzliche Regelung notwendig wird, wollen wir eine andere dafür abschaffen. Das impliziert eine ständige Überprüfung der Notwendigkeit von gesetzlichen Regelungen.
	Text17: Nach den gesetzlichen Verbesserungen für elektronische Registrierkassen, die wir 2017 beschlossen haben, ist für uns entscheidend, dass solche Kassensysteme manipulationssicher sind. Dafür haben die Hersteller von Registrierkassen zu sorgen. 
	Text18: Nein, wir wollen Bargeld beibehalten. Die Abschaffung ist weder wünschenswert noch notwendig. 
	Text19: Ganz grundsätzlich hat Werbung für ungesunde bzw. gesundheitsgefährdende Produkte Einfluss auf das Konsumverhalten insbesondere von Kindern und Jugendlichen. Werbung für solche Produkte darf sich deshalb nicht an Kinder und Jugendliche richten. Insbesondere Kinder und Jugendliche sind auch für Außenwerbung besonders empfänglich. Beginnen unsere Kinder frühzeitig mit dem Rauchen, können sie langfristig gesundheitlichen Schaden nehmen. Wir sehen es aus Gründen des Jugendschutzes und des Gesundheitsschutzes als unsere Aufgabe an zu beobachten, wie die Verhaltensregelungen umgesetzt werden. Hier steht die Politik ebenso wie die Wirtschaft in der Verantwortung. Außenwerbung muss verboten werden, denn in diesem Fall ist eine Beeinflussung von Kindern und Jugendlichen nicht anders auszuschließen. Begrenzungen beim Verkauf sind über die jetzt geltenden Regelungen hinaus derzeit nicht geplant.
	Text20: Warnhinweise dürfen nach der Tabakerzeugnisverordnung „zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens nicht teilweise oder vollständig verdeckt oder getrennt werden“. Sogenannte Produktkarten, die vor die im Regal präsentierten Zigarettenschachteln gesteckt werden, bewirken, dass die darauf befindlichen Warnhinweise nicht sichtbar sind.
Angebot und Präsentation im Tabakwarenregal des Handels jeglicher Art sind von den für die Überwachung zuständigen Landesbehörden zu überprüfen. Die Bundesländer haben ein-stimmig beschlossen, dass das Verbot, die Warnhinweise zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens zu verdecken, auf die Abgabe im Handel anzuwenden ist. Weiteren Regelungsbedarf sehen wir derzeit nicht. 

	Text21: Wir wollen ein „Bündnis für bezahlbare und nachhaltige Mobilität“ gründen. Im Rahmen dieses Bündnisses werden wir einen verlässlichen Zeitplan erarbeiten, um Mobilität in Deutschland bis 2050 schadstofffrei und sicher zu gestalten. Die Digitalisierung des Verkehrssektors, z.B. der Aufbau einer intelligenten Verkehrssteuerung und -infrastruktur und die Förderung einer intelligenten innerstädtischen Parkplatzsuche, um lange Parkplatzsuchverkehre zu verringern, ist grundlegender Bestandteil hierfür. 
	Text22: Generelle Fahrverbote sollten vermieden werden. Stattdessen müssen die betroffenen Fahrzeuge nachgerüstet werden, um deren Schadstoffausstoß deutlich abzusenken. Die Kosten der Umrüstung sind in erster Linie von den Herstellern zu tragen, sie dürfen nicht auf die Halter der betroffenen Fahrzeuge abgewälzt werden.
	Text23: s. o.
	Text24: Nein. Sie kann aber notwendig werden, wenn die Gerichte regional und zeitlich begrenzte Fahrverbote für bestimmte Fahrzeuge fordern.
	Text25: Wir wollen die Elektromobilität sowohl aus klima- als auch aus industriepolitischen Gründen voranbringen. Wir wollen, dass in Deutschland modernste Elektroautos entwickelt und produziert werden. Auch Brennstoffzellenantriebe und andere emissionsarme Antriebstechnologien wollen wir am Wirtschaftsstandort Deutschland weiter bei Forschung und Entwicklung stärken.
	Text26: Den Ausbau der Ladeinfrastruktur in Stadt und Land werden wir fördern.
	Text27: Wir wollen eine Weiterentwicklung des regulativen Rahmens zur Förderung des Einsatzes von „Grünem Wasserstoff“. Im Rahmen des Nationalen Innovationsprogramms Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie unterstützen wir spezifische Initiativen zur Stimulation der Nach-frage von Brennstoffzellenanwendungen im Verkehr. Das sind u. a. Investitionszuschüsse für Brennstoffzellenbusse und gewerbliche Flotten, insbesondere für innerstädtische Liefer- und Sonderverkehre sowie Investitions- und Betriebszuschüsse für den Ausbau des Wasserstofftankstellen-Netzwerks für Pkw.
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